
Sehr geehrte Verhandlerinnen und Verhandler von CDU/CSU und SPD,

wir möchten Sie bestärken, sich im Koalitionsvertrag zur Abrüstung, 
Rüstungskontrolle und Nichtverbreitung zu bekennen. Es bedarf zudem neuer Impulse 
für atomare Abrüstung und nukleare Nichtverbreitung. Atomwaffen werden in der 
aktuellen Debatte zunehmend als notwendiger Teil der Sicherheitspolitik Europas 
dargestellt. Wir sind jedoch überzeugt, dass nukleare Abschreckung niemals eine 
verantwortungsvolle oder nachhaltige Sicherheitsstrategie sein kann. Nukleare 
Abschreckung bedeutet in letzter Konsequenz die Bereitschaft, 
Massenvernichtungswaffen gegen Zivilbevölkerungen einzusetzen. Dies stellt eine 
ständige existenzielle Bedrohung für die Menschheit dar.

Deutschland hat sich in den letzten Jahrzehnten als Verteidiger des Völkerrechts 
verstanden. Wir bitten Sie, dies im Koalitionsvertrag zu verankern und konsequent 
fortzusetzen. Gerade jetzt muss Deutschland die bestehenden internationale Normen 
gegen Atomwaffen stärken und damit ein Beispiel für die anderen europäischen 
Staaten und die Partner in der NATO geben. Dazu gehören insbesondere der atomare 
Nichtverbreitungsvertrag (NVV) und die in Artikel 6 dieses Vertrages enthaltene 
völkerrechtliche Verpflichtung zu wirksamen Maßnahmen der allgemeinen und 
vollständigen Abrüstung. Nur wer sich ohne jeden Zweifel zum nuklearen Tabu, zur 
atomaren Nichtverbreitung und zu dieser Abrüstungsverpflichtung bekennt, kann 
glaubwürdig die gefährlichen nuklearen Machtdemonstrationen Russlands oder 
anderer Staaten kritisieren.

Der UN-Atomwaffenverbotsvertrag wurde inzwischen von 94 Staaten weltweit 
unterzeichnet. Er verbietet allen Mitgliedern Entwicklung, Besitz, Weitergabe, 
Stationierung, Drohung mit und Einsatz von Atomwaffen. Damit setzt er der 
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Bedrohung der Menschheit durch Atomwaffen eine starke völkerrechtliche Norm 
entgegen. Außerdem sieht er erstmals internationale Programme zur Unterstützung 
der Millionen Menschen vor, die von Atomtests betroffen sind.

Gerade in Krisenzeiten ist es notwendig, den multilateralen Austausch über atomare 
Abrüstung trotz unterschiedlicher Perspektiven aufrecht zu erhalten. Wir bitten Sie 
daher, im  Koalitionsvertrag ein Bekenntnis zur konstruktiven Begleitung des 
Atomwaffenverbotsvertrages und zur Teilnahme an
den künftigen Konferenzen zu verankern. 

Änderung des Grundgesetzes

Die beschlossene Grundgesetzänderung bedeutet eine Militarisierung und Aufrüstung, 
mit der wir für Jahrzehnte auf Abschreckung als Problemlösung setzen. Abschreckung 
arbeitet jedoch mit Bedrohungen und setzt einen unaufhaltbaren Kreislauf aus 
Aufrüstung und Konfrontation in Gang. Die europäische Sicherheitsarchitektur 
wandelt sich gerade gewaltig. Wir brauchen  eine nüchterne Analyse der 
Bedrohungslage und eine breite gesellschaftliche Debatte darüber, wie wir in Zukunft 
Frieden und menschliche Sicherheit in Europa gestalten wollen. 

Wir sehen die beschlossene unbegrenzte Erhöhung der Ausgaben für Rüstung und 
Verteidigung sehr kritisch und lehnen eine zivil-militärische Zusammenarbeit in 
Bildung, Forschung und Gesundheitswesen sowie die Wiedereinführung der 
Wehrpflicht ab. 

Wir brauchen auch eine transparente Bilanz der bereits verausgabten Mittel für die 
Bundeswehr. Eine Studie der Universität Hamburg hat aufgezeigt, dass im 
Beschaffungswesen der Bundeswehr rund dreißig Prozent der Mittel verschwendet 
werden. Selbst unter Gewichtung der unterschiedlichen Kaufkraft haben die 
europäischen NATO-Staaten ein Übergewicht von 420 Milliarden US-Dollar zu 300 
Milliarden US-Dollar in den Rüstungsausgaben gegenüber Russland. (Studie 
Greenpeace: https://www.greenpeace.de/frieden/kraeftevergleich-nato-russland)

Die beschlossene Aufrüstung ist keine Alternative zu einer Politik der 
Rüstungskontrolle und Abrüstung. Deutschland sollte innerhalb der NATO initiativ 
werden und sich für die Neuverhandlung der gekündigten Rüstungskontrollverträge 
der vergangenen Jahre wie z.B. den INF-Vertrag oder den Vertrag über den Offenen 
Himmel einsetzen. Damit könnte Deutschland einen wichtigen Beitrag dazu leisten, 
die aktuelle Kriegsgefahr zu entschärfen. China hat laut Experten an einem 
Zusammenbruch multilateraler Rüstungskontrollregime kein Interesse. In seiner 
Einsatzdoktrin für Atomwaffen hat das Land anders als die anderen 
Atomwaffenstaaten das Verbot für den Ersteinsatz schon verankert. Dies sollte die 
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Bundesregierung  konstruktiv aufgreifen. Einseitige Aufrüstung dagegen verschärft das 
Sicherheitsdilemma und damit die Kriegsgefahr. 

Waffenexporte
Die deutsche IPPNW unterhält langjährig vielfältige Kontakte in die Region Israel und 
Palästina Wir verurteilen die Terrorangriffe der Hamas vom 7. Oktober 2023 und 
nehmen Anteil am Leid, das die Geiseln erdulden müssen und mussten. Wir haben 
Mitgefühl mit den Millionen von Palästinenserinnen und Palästinensern, darunter eine 
schier unendliche Zahl von Kindern, die unter dem Krieg leiden und an Körper und 
Seele verletzt sind. 

Waffenexporte müssen an die Einhaltung von internationalem Völkerrecht und 
Menschenrechten geknüpft werden. Das Blockieren von Hilfslieferungen und Angriffe 
auf Krankenhäuser und medizinisches Personal sind völkerrechtswidrig. Entsprechend 
bitten wir Sie, keine neuen Rüstungsexporte nach Israel zu genehmigen, solange die 
Gefahr besteht, dass Deutschland damit gegen seine rechtlichen Pflichten verstößt.

Wir bitten, Sie sich uneingeschränkt zur grundgesetzlich verankerten Geltung des 
internationalen Rechts und seiner Institutionen, vor allem des Internationalen 
Gerichtshofs und des Internationalen Strafgerichtshofs zu bekennen und deren 
Entscheidungen umzusetzen. Bitte verankern Sie im Koalitionsvertrag ein Bekenntnis 
zur Unterstützung der Vereinten Nationen einschließlich des UN-Hilfswerks für 
Palästina-Flüchtlinge. Die Arbeit der UNRWA in Palästina, im Libanon, in Jordanien 
und in Syrien ist unverzichtbar. Allein in Gaza sind etwa zwei Millionen Menschen auf 
die lebenswichtige Hilfe des UNRWA angewiesen. Das UN-Flüchtlingswerk bietet seit 
75 Jahren Schulbildung, Gesundheitsversorgung und Lebensmittelhilfe für die 
Palästinenser*innen. Eine andere Organisation, die die Erfahrung und Infrastruktur 
hat, um die notwendigen Hilfen zu leisten, ist nicht in Sicht.

Mit freundlichen Grüßen

Dr. med. Angelika Claußen Dr. med. Lars Pohlmeier
IPPNW-Vorsitzende IPPNW-Vorsitzender


